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KOMMUNALE KLINIKEN IN HESSEN

Ausweg verzweifelt gesucht
Hessens kommunale Kliniken sind großteils defi zitär. Ein Gutachten des Landesrech-

nungshofs zeigt nun, wie kurzsichtig die Kliniken teilweise investiert haben. Derweil 

bastelt das hessische Gesundheitsministerium weiter am Konstrukt einer hessischen 

Klinik-Stiftung. Die Erfolgsaussicht ist jedoch spärlich. 

 W ieso baut ein Haus eine Ge-
burtshilfe, wenn die Nach-
barkommune bereits eine 

vorhält? Weil Landräte und Stadt-
kämmerer nicht über den Tellerrand 
schauen wollen, lautet die einfache 
Antwort. In Hessen ist das nicht an-
ders als vielerorts in Deutschland: 
Statt zu kooperieren, schlagen sich 
viele kommunale Kliniken als Ein-
zelkämpfer und Konkurrenten durch. 
Fast alle Landesgesundheitsminister 
erzürnt dieser Umstand, doch in Hes-
sen sind die Folgen besonders deutlich. 
Schon jetzt ist über ein Viertel der 
Klinikbetten in privater Hand, deut-
lich mehr als im Bundesdurchschnitt. 
Zuletzt traf es zwei Maximalversor-
ger aus dem Rhein-Main-Gebiet: 
Wiesbaden und Offenbach gingen an 
Rhön und Sana. Viel verdient haben 
die Kommunen an diesen Veräuße-
rungen nicht. Es waren Notverkäufe 
abgewirtschafteter Häuser – und die 
Lage im Rhein-Main-Gebiet, in dem 
die Krankenhausdichte besonders 
hoch ist, bleibt dramatisch. Mehrere 

öffentliche Maximalversorger graben 
sich in einem ruinösen Kampf um Pa-
tienten gegenseitig das Wasser ab.

Ohne Abstimmung investiert

Der Landesrechnungshof hat diesen 
planungspolitischen Irrsinn jetzt in 
einem Bericht veranschaulicht. Die 
Behörde hat sieben hessische Maxi-
malversorger detailliert prüfen lassen. 
Sechs der Häuser machten 2011 Mie-
se, summiert schrieben alle sieben 2011 
einen Verlust von rund 79 Millionen 
Euro. Die Behörde wird in ihrer Kritik 
an den Kliniken und ihren Trägern sehr 
deutlich: Für die bauliche Infrastruktur 
und die Ausstattung der sieben Häuser 
wurden zwischen 2001 und 2011 rund 
1,1 Milliarden Euro investiert. Allein 
470 Millionen Euro davon wurden 
für die Kliniken des Main-Taunus-
Kreises, des Hochtaunuskreises und 
in Frankfurt-Höchst genehmigt. „Die-
se drei Krankenhäuser liegen ledig-
lich bis zu 25 Kilometer voneinander 
entfernt. Die Krankenhäuser hatten 
zu Beginn der Prüfung Mitte 2012 

untereinander keine Abstimmungen ih-
rer baulichen Maßnahmen getroffen“, 
moniert der Rechnungshof. Er prangert 
fragwürdige Baumaßnahmen an, wie 
etwa das Trauma-Zentrum der Klini-
ken des Main-Taunus-Kreises (MTK) 
in Bad Soden mit Dachlandeplatz für 
Hubschrauber. In unmittelbarer „Flug-
nachbarschaft“ befi nden sich die Lan-
deplätze der Uniklinik und der Berufs-
genossenschaftlichen Unfallklinik in 
Frankfurt. Der Rechnungshof kritisiert 
auch einen Teilneubau für Konservati-
ve Medizin des Klinikums Darmstadt. 
„Die Kosten von 59 Millionen Euro 
dieser eigentlich wenig komplexen Bau-
maßnahme lagen – verglichen mit den 
Investitionen bei den anderen Kranken-
häusern – im oberen Bereich. Trotzdem 
ist es nicht gelungen, mit dem Haus 
eine zukunftsfähige, fl exibel nutzbare 
Infrastruktur zu schaffen.“

Ohne gemeinsame Strategie, so das 
Fazit des Rechnungshofs, werden Bau-
millionen unnötig verprasst. Am Ende 
müssen die klammen Kommunen die 
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Kodieren

Jetzt informieren: 
030/32 67 76-0 oder 
www.3M.de/HIS

       ohne
  Umwege

Kodieren in einem Schritt 
dank semantischer Kodierung

Einfaches Handling und 

intuitive Bedienung

Erhebliche Arbeitserleichterung 

durch bidirektionale Anbindung 

an KIS-Systeme

Zukunftssicher durch moderne 

Technologieplattform

3MTM KODIP® Suite

Verluste ihrer Kliniken begleichen und 
scheitern daran. Es müsse „im Inter-
esse der Trägervielfalt gelingen, ne-
ben privaten und frei-gemeinnützigen 
Krankenhäusern auch kommunale 
Krankenhäuser zu erhalten“, mahnt 
der Rechnungshof. Er fordert insbe-
sondere die Kliniken im Rhein-Main-
Gebiet zur Kooperation auf und unter-
streicht: Zwar seien kurzfristig auch 
durch Zentralisierung der Pathologie, 
Radiologie, Labore oder des Einkaufs 
Einsparungen möglich. Doch erst 
wenn die Kliniken in der direkten Pa-
tientenversorgung kooperieren, kom-
me es zu einer qualitativen Verbes-
serung der Patientenversorgung und 
einer weiteren ökonomischen Verbes-
serung, unnötige Doppelvorhaltungen 
werden so vermieden. Dadurch ließen 
sich allein in den sieben betrachte-
ten Krankenhäusern mindestens 500 
Betten abbauen. Konkreter wird der 
Rechnungshof aber nicht. Immerhin, 
die MTK-Kliniken und das Klinikum 
Frankfurt Höchst, beide defizitär, 
wollen mittlerweile fusionieren. Die-
se Überlegung, erklärt MTK-Landrat 
Michael Cyriax (CDU), sei eine Kon-
sequenz aus den Gesprächen mit den 
Rechnungsprüfern. 

Was der Rechnungshof fordert ist un-
bestritten sinnvoll: Aber ist es auch 
umsetzbar? „Ich halte die Forderun-
gen des Rechnungshofs in höchstem 
Maße für blauäugig“, erklärt Ger-
hard Sontheimer, Chef der Gesundheit 
Nordhessen Holding (GNH). „Es gibt 
kein Druckmittel und keinen Anreiz 
für Klinikchefs oder Träger zu koope-
rieren. Wieso sollten Wettbewerber 

zusammenarbeiten, Portfolios und 
Investitionen abstimmen? Ein gemein-
samer Träger ist für so ein Projekt un-
erlässlich.“ 

Lehre aus der gescheiterten 

Werra-Meißner-Übernahme

Stefan Grüttner (CDU), der Gesund-
heitsminister Hessens, hat so ein Mo-
dell vor genau einem Jahr vorgestellt. 
Doch die geplante hessische Klinik-
stiftung, unter deren Dach sich die 
Kommunalen sammeln sollen, kommt 
nicht aus den Startlöchern. Thomas 
Köhler, der den Konzeptvorschlag für 
das Ministerium erarbeitet hat, er-
klärt: „Klassische Holding-Strukturen 
scheitern meist bereits an der Frage, 
wer wie viele Anteile an der Holding 
bekommt. Deshalb sieht das Konzept 
eine Trägerstiftung als Eigentümerin 
vor. Die eingebrachten Kliniken blei-
ben als Tochterunternehmen erhal-
ten“, erklärt er. Ein Vorteil wäre laut 
Köhler auch, dass eine solche Stiftung 
kartellrechtlich erst ab einer Umsatz-
grenze von 500 Millionen Euro rele-
vant wird. In den heutigen Struktu-
ren ist diese Grenze schnell erreicht, 
weil städtische Träger oft viele und 
umsatzstarke Beteiligungen halten – 
vom heimischen Stadtwerk bis zur 
Schnapsbrennerei. All diese Umsät-
ze, mögen sie auch nichts mit Kran-
kenversorgung zu tun haben, sind 
kartellrelevant. Die Übernahme der 
zwei Werra-Meißner-Kliniken durch 
die Gesundheit Nordhessen Holding 
(GNH) im Jahr 2009 ist aus diesem 
Grund am Kartellamt gescheitert. 
Das Veto des Bundeskartellamts ge-
gen die Übernahme hatte bundesweit 

Pflegefälle der Kommunen: Die kommunalen 

Kliniken im Rhein-Main-Gebiet befinden sich 

in starkem Wettbewerb. Den vorgehaltenen 

Kapazitäten steht eine vergleichsweise geringe 

Patientenanzahl gegenüber. Offenbach wurde 

von Sana, die Horst-Schmidt-Kliniken von Rhön 

gekauft. Frankfurt Höchst und die Kliniken des 

Main-Taunus-Kreises denken über Fusion nach. 
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BERICHT DES HESSISCHEN LANDESRECHNUNGSHOFS

Interview mit Claus Bartels,  

Geschäftsführer MedAdvisors

Welche neuen Erkenntnisse hat Ihre 
Studie gebracht?
Wir haben die Schwerpunkte der sie-
ben Krankenhäuser – unabhängig von 
den Fachabteilungen – anhand von 
erwirtschafteten Case-Mix-Punkten 
in den einzelnen Hauptdiagnosegrup-
pen (MDC) analysiert. So können wir 
Aussagen über die Leistungsstärke 
einzelner Krankenhäuser bei bestimm-
ten Behandlungen treffen und sie mit 
den Zahlen umliegender Häuser ins 
Verhältnis setzen. Auf dieser Grund-
lage lässt sich relativ einfach unter-

suchen, ob Fehlanreize bestehen und 
wie sie sich auswirken. Braucht dieses 
oder jenes Haus eine Urologie oder 
eine Geburtenhilfe? Wir liefern eine 
harte Datengrundlage, gegen die man 
nur schwer argumentieren kann. Wir 
treffen auch Aussagen zu Investitio-
nen, etwa: Wer hat für wie viel Geld 
gebaut, was kam am Ende dabei raus, 
und werden diese Kapazitäten über-
haupt gebraucht? Wir liefern erstmals 
vergleichende Zahlen aus dem primä-
ren, sekundären und tertiären Bereich. 
Der Bericht zeigt, wo Überkapazitäten 
bestehen. Auf dieser Basis lässt sich 
die Diskussion über den Abbau von 
Kapazitäten konkret führen.

„Kommunale müssen sich abstimmen“

Der Bericht kommt zum Schluss, dass 
vor allem die fünf Häuser im Rhein-
Main-Gebiet kooperieren müssen. 
Was muss konkret geschehen, und 
welche Effekte würden sich für die 
Region ergeben?
In den letzten Jahre haben sich die 
Krankenhäuser im Ballungsgebiet ei-
nen kannibalistischen Wettkampf um 
Patienten und Leistungsstrukturen 
geliefert. Unabgestimmt wurden Res-
sourcen erweitert und neu aufgebaut, 
ohne dass ein Konzept zur Versorgung 
der Bevölkerung unter Einbezug auch 
der anderen Krankenhäuser im Bal-
lungsgebiet, wie die Universitätsklinik 
oder die der Berufsgenossenschaft, er-
stellt wurde. Das Resultat ist eine un-
strukturierte Versorgungslandschaft 
mit teuren Doppelvorhaltungen, die 
aufgrund der geringen Anzahl von Pa-
tienten, die in den einzelnen Häusern 
behandelt werden, vermutlich mit einer 
schlechteren Qualität einhergeht. Hier 
muss dringend das Leistungsspektrum 
abgestimmt und unter qualitativen 
Gesichtspunkten der Patientenbehand-
lung reorganisiert werden. Eine solche 
Strukturveränderung im primären Be-
reich der Leistungserbringung hätte 
auch positive ökonomische Aspekte, da 
unnötige Doppelvorhaltungen vermie-
den werden könnten. Wesentliche Kos-
tenblöcke in den untersuchten Kliniken 
sind die Sekundär- und Tertiärbereiche. 
Hier sollte möglichst unmittelbar eine 
Abstimmung durchgeführt werden, die 
sekundären und tertiären Bereiche zu 
bündeln. Der Effekt wäre eine sofortige 
wirtschaftliche Gesundung der Häuser 
im Ballungsgebiet.   

Interview: Jens Mau

Der ehemalige Chef der Uniklinik Greifswald, Claus Bartels, ist heute Geschäftsführer von MedAdvisors. 
Die Beratungsagentur hat mit drei Partnern im Auftrag des hessischen Landesrechnungshofs sieben  
kommunale Kliniken Hessens unter die Lupe genommen. 

Klinische

Leistungsgruppen KH 1 KH 2 KH 3 KH 4 KH 5 KH 6 KH 7

Neurologie-Apoplexie

(Schlaganfallbehandlung)
627 685 328 901 193 869 1.302

Lunge/ Thorax-Chirurgisch 125 112 20 244 54 49 65

Kardiologie/ Elektrophysiologie 213 0 16 341 0 65 0

Ortho/ Unfall-Wirbelsäule 1.209 957 1.054 842 373 1.085 619

Leukämie 76 48 2 180 8 9 57

Polytrauma 20 55 9 62 17 34 21

Quelle: DRG-Daten der Krankenhäuser. Eigene Darstellung

Ausgewählte klinische Leistungsgruppen nach Fallzahlen 2011 

Fallzahlen

Nicht ökonomisch: Der hessische Landesrechnungshof hat die kommunalen Kliniken von Darm-

stadt, Fulda, Frankfurt, Kassel, Offenbach, des Hochtaunuskreises und des Main-Taunus-Kreises 

verglichen. Diese Tabelle zeigt, dass einige Klinken Einrichtungen betreiben, in denen nur sehr 

wenige Patienten behandelt werden. Der Rechnungshof stellt Wirtschaftlichkeit und Qualität 

dieser Behandlungen in Frage.
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Jetzt exklusiv  
bei proxomed® 

Das Anti-Schwerkraft-Laufband AlterG® 
Erleben Sie die Revolution in 
Rehabilitation und Training!
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proxomed® Medizintechnik GmbH

Jetzt 
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Produktvideo

Beachtung gefunden, weil damit die 
gesundheitspolitisch gewollte Bildung 
von regionalen Klinikverbünden deut-
lich erschwert wurde

Nur lahme Enten in die Stiftung?

Mit einer Stiftung als Eigentümerin – 
wie sie das hessische Konzept vor-
sieht – wäre die Übernahme der Wer-
ra-Meissner-Kliniken durch die GNH 
am Kartellamt nicht gescheitert, denn 
die Übernahme wäre gar nicht erst an-
meldepfl ichtig gewesen, schätzt Köhler. 
Würde die Klinik-Stiftung rechtlich 
funktionieren, wäre eine Übernahme 
der Werra-Meissner-Kliniken durch 
die GNH vielleicht möglich. GNH-
Chef Sontheimer überzeugt das Ar-
gument jedoch nicht. „Damit diese 
Rechnung aufgeht, müssen sehr viele 
Dinge gleichzeitig klappen“, bemerkt 
er. Sontheimer möchte der Stiftung aus-
drücklich nicht beitreten. Das schmerzt 
Minister Grüttner und Thomas Köhler. 
Denn die GNH vertritt mit dem Klini-
kum Kassel eines der wenigen großen 
kommunalen Häuser in Hessen, das 
schwarze Zahlen schreibt. Wieso sollte 
ein erfolgreich geführtes Krankenhaus 
mit hoch defi zitären Häusern zusam-
mengehen? Eine befriedigende Ant-
wort fehlt. Köhler: „Der operative Be-
reich des Verbunds muss so aufgestellt 
werden, dass er sich selbst fi nanzieren 
kann. Eine fi nanzielle Inanspruchnah-
me der Träger, wie sie heute die Regel 
ist, darf es nicht geben. Daher müssen 
alle teilnehmenden Krankenhäuser die 
gleichen wirtschaftlichen Mindest-
bedingungen erfüllen. Der Verbund 
übernimmt einen angemessenen Teil 
der Verbindlichkeiten und der nicht 
durchgeführten Investitionen, was die 
Träger entlastet.“ Er stellt aber auch 
klar: „Nach seiner Gründung kann 
und muss dann der Grundsatz „es gibt 

nur einen gemeinsamen Geldbeutel“ 
gelten. Nur wenn der Einfl uss der Trä-
ger in der Klinikstiftung gegen Null 
geht, kann sie betriebswirtschaftlich 
sinnvoll entscheiden. Konkret könn-
te die Stiftung dann so oder ähnlich 
funktionieren: Der zentrale Einkauf 
der Stiftung sitzt in Kassel, die Finanz-
abrechnung in Frankfurt, und regional 
stimmen die Stiftungskliniken ihr Leis-
tungsangebot ab. So wie die Privaten. 
„Nicht mehr die einzelne Stadt und der 
einzelne Landkreis ist damit den Zu-
kunftsrisiken ausgesetzt, sondern der 
Solidargemeinschaft der öffentlichen 
Hand obliegt als ‚Zweckverband‘ die 
Erfüllung des Versorgungsauftrags“, 
unterstreicht Köhler.

Träger diskutieren miteinander

Rainer Greunke, Geschäftsführer der 
hessischen Krankenhausgesellschaft, 
glaubt nicht, dass sich die Hessen-
Stiftung durchsetzt: „Ich denke, in 
regionalen Strukturen nach dem Vor-
bild der GNH gelingt der Einstieg 
leichter.“ Immerhin sei es positiv, dass 
derzeit eine Diskussion stattfindet. 
„Stadtkämmerer und Bürgermeister 
verschiedener Landkreise sprechen 
miteinander. Das Problembewusst-
sein erhöht sich.“ Man darf also ge-
spannt sein, ob sich in Hessen etwas 
in Richtung Kooperation oder Stiftung 
bewegt. Positive Beispiele sind vorhan-
den: Schließlich hat mit Agaplesion ei-
ner der größten kirchlichen Verbünde 
seinen Stammsitz in Frankfurt. Laut 
Ministerium haben 13 Kliniken Inter-
esse an der Stiftung gezeigt und lassen 
derzeit begutachten, wie hoch die fi -
nanzielle Entlastung der Träger durch 
einen öffentlichen Krankenhausver-
bund wäre. Ergebnisse werden Ende 
August 2013 vorliegen. 

Jens Mau

Allein 470 Millionen Euro wurden in drei 

unmittelbar benachbarte Kliniken des 

Rhein-Main-Gebiets investiert.
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